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Verhandlungen über das Verhältnis zwischen
den Religionsgesellschaften und dem
Staat in Sachsen sowie die Ablösung der
Staatsleistungen 1925-1930

Die Kommunistische Partei (KPD) und die Sozialdemokratische Partei

(SPD), welche die sächsische Politik in der Weimarer Republik lange

Zeit dominierten, setzten sich die Ablösung der Staatsleistungen

an die Religionsgesellschaften zum Ziel. Seit 1925 führte die

Regierung mit beiden christlichen Kirchen Verhandlungen, bei

denen auch ein Schiedsgericht eingeschaltet wurde. Im Januar 1929

unterzeichnete Ministerpräsident Max Heldt zwei parallele Verträge

mit dem Bistum Meißen - nicht mit dem Heiligen Stuhl - sowie mit der

evangelisch-lutherischen Landeskirche Sachsens. Dazu arbeitete die

Regierung den Entwurf eines Gesetzes über die öffentlich-rechtlichen

Religionsgesellschaften aus. Die vertragsrechtlichen Regelungen

beschränkten sich auf die Staatsleistungen. Jedoch gelang es weder

Heldt noch seinem Nachfolger Wilhelm Bünger, eine Landtagsmehrheit

für die Verträge zu organisieren, weshalb sie nie in Kraft traten. Unter

dem letzten sächsischen Ministerpräsidenten der Weimarer Republik,

Walther Schieck, kamen die Beratungen 1930 zum Erliegen.
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